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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Ob den Bundesratsersatzwahlen ging die anschliessende Wahl des Bundespräsidenten
und der Vizepräsidentin fast ein wenig unter. Und dies, obwohl Finanzminister Ueli
Maurer mit einem eigentlichen Glanzresultat zum Präsidenten gewählt wurde. Er erhielt
201 von 209 gültigen Stimmen. Zwar waren 8 Stimmen auf Diverse entfallen, 16 der 232
eingelangten Wahlzettel wurden leer und 7 ungültig eingelegt, dennoch musste man
über 30 Jahre zurückblenden, um ein gleich gutes Abschneiden bei Präsidialwahlen zu
finden.1988 hatte Jean-Pascal Delamuraz bei seiner Wahl zum Bundespräsidenten für
1989 ebenfalls 201 Stimmen erhalten. Die hohe Stimmenzahl für Maurer dürfte nicht nur
mit der bereits bei den vorangegangenen Bundesratsersatzwahlen feststellbaren
Harmonie zu erklären sein, sondern auch mit dem Ausweis Maurers als Finanzminister,
dem man augenscheinlich auch auf der Ratslinken Respekt zollte. In seiner Rede
betonte Maurer, dass Politik Freude und Spass machen müsse. Man müsse der
Bevölkerung zu spüren geben, dass man im Parlament zwar unterschiedlicher Meinung
sei, dass hier aber Leute am Werk seien, die mit Freude versuchten, das Beste für die
Schweiz zu geben und Kompromisse zu finden. Er sei nicht der Typ für «Glanz und
Gloria» und nicht für jeden «Sauglattismus» der Medien zu haben, sondern wolle die
Aufgaben eines Bundespräsidenten wahrnehmen: Sitzungen effizient leiten, Kontakte
mit den Kantonen pflegen und die Schweiz im In- und Ausland vertreten. Er sei
motiviert und freue sich auf das kommende Jahr und hoffe, dass die Menschen das
Gefühl hätten, dass in Bern «ein gutes Team» versuche, die Probleme zu lösen. Für
diese offene und kompromissbereite Rede erhielt Maurer nicht nur von den Medien
und verschiedenen Parteien viel Lob, sondern in der Vereinigten Bundesversammlung
auch viel Applaus, Bravorufe und eine stehende Ovation. 
Maurer sei in den letzten Jahren aufgeblüht und habe sich seit dem
Departementswechsel vom VBS zum EFD von einem eher unbeliebten «Hardliner und
Workaholic» zum «Sonnyboy im Bundesrat» gewandelt, urteilte die Basler Zeitung. In
den Medien wurde zudem spekuliert, ob das Jahr 2019 allenfalls Maurers letztes Jahr in
der Exekutive sei. Nach einem Präsidialjahr zurückzutreten und allenfalls auch noch die
wichtige, in seinem Präsidialjahr zur Abstimmung stehende Unternehmenssteuerreform
zu gewinnen, sei dafür ein geeigneter Moment, wurde betont. Umso mehr, als Maurer
selber immer wieder betont hatte, am Ende einer Legislatur zurückzutreten. SVP-
Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) gab allerdings in der Tribune de Genève zu
Protokoll, dass er hoffe, dies sei erst am Ende der 51. Legislatur, also 2023, der Fall. 
Die Bundesversammlung wählte zudem turnusgemäss Simonetta Sommaruga zur
Vizepräsidentin. Auch ihr Resultat – 196 von 216 gültigen Stimmen – galt als
ausgezeichnet. Von den 239 eingelangten Wahlzetteln blieben 13 leer, 10 waren ungültig
und auf 20 stand ein anderer Name als jener der Berner SP-Magistratin. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2018
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Solothurn traten die bisherigen
Amtsinhaber, Roberto Zanetti (SP) und Pirmin Bischof (CVP), wie allgemein erwartet
erneut an, um ihre Mandate zu verteidigen. Beide wurden problemlos von ihren
Parteien nominiert. Herausgefordert wurden sie von einem Kandidaten-Trio. Die SVP
schickte ihren kantonalen Parteipräsidenten und Nationalrat Christian Imark ins
Rennen. Imark wurde einst mit 19 Jahren zum jüngsten Kantonsparlamentarier in
Solothurns Geschichte gewählt. Auch deshalb galt er lange als Wunderkind der
Solothurner SVP. Nach vier Jahren im Nationalrat und deren zwei als Parteipräsident
strebte er nun den Einzug in die kleine Kammer an. Die FDP nominierte ihren
Parteipräsidenten Stefan Nünlist. Nünlist konnte als persönlicher Mitarbeiter der
Bundesräte Jean-Pascal Delamuraz und Pascal Couchepin viel politische Erfahrung
vorweisen. Seit Mitte 2017 führte er die FDP Solothurn. Die Grünen setzten auf ihren
ehemaligen Parteipräsidenten Felix Wettstein. Er war der Partei von 2012 bis 2018
vorgestanden. Nun schielte er neben seiner Kandidatur für den Nationalrat auch auf
einen Sitz im Ständerat. Trotz der stattlichen Konkurrenz starteten die Bisherigen als
klare Favoriten ins Rennen. Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung als

WAHLEN
DATUM: 17.11.2019
ELIA HEER
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Bundesparlamentarier und ihrer Bekanntheit im Kanton war von Beginn weg klar, dass
es für die Herausforderer schwierig werden würde, einen der beiden Sitze zu
übernehmen. Besonders die Wiederwahl von Pirmin Bischof schien zu keinem
Zeitpunkt ernsthaft in Gefahr zu sein. Die «Sonntagszeitung» hatte ihn im Wahljahr als
den zweiteinflussreichsten Schweizer Bundesparlamentarier eingestuft. Bischof hatte
nur einen heiklen Moment zu überstehen, als seine Rolle im Kantonalbankdebakel von
1994 in einem Artikel der «Wochenzeitung» zum wiederholten Mal thematisiert wurde.
Recherchen der «Woz» hätten gezeigt, dass Bischof im Anschluss an die
Kantonalbankpleite CHF 112'500 an Vergleichszahlungen getätigt habe. Bischof habe
vorher jahrelang bestritten, solche Zahlungen getätigt zu haben. Die SVP kritisierte
Bischof daraufhin scharf. Bischof meinte, nie bestritten zu haben, dass in diesem Fall
Geld geflossen sei. Zur Höhe der Vergleichszahlung wollte er sich nicht äussern. Für den
zweiten Aufreger im Wahlkampf sorgte die BDP, als sie darauf verzichtete, neben
Bischof auch FDP-Kandidat Nünlist zu unterstützen. Implizit begründete die BDP den
Entscheid mit dem Wechsel von zwei BDP-Kantonsräten zur FDP, den Nünlist mit
eingefädelt haben soll.

Am Wahlsonntag durfte sich einzig Pirmin Bischof bereits nach dem ersten Wahlgang
feiern lassen. Er holte 42'234 Stimmen und übertraf damit das absolute Mehr von
39'651 Stimmen. Als nächstes folgte Roberto Zanetti (37'465 Stimmen), der das absolute
Mehr jedoch um rund 2'000 Stimmen verpasste. Hinter den Führenden platzierten sich
Christian Imark (24'460), Felix Wettstein (19'794) und Stefan Nünlist (17'942). Während
die Resultate von Wettstein und Imark als Achtungserfolge gewertet werden können,
setzte es für Nünlist mit dem letzten Platz eine herbe Enttäuschung ab. Er zog sich
daraufhin aus Rennen zurück, was ihm Felix Wettstein kurze Zeit später gleich tat. 
Nachdem Pirmin Bischof bereits im ersten Wahlgang wiedergewählt wurde, kam es im
zweiten Durchgang somit zum Zweikampf zwischen Zanetti und Imark. Die Ausgangslage
präsentierte sich damit genau gleich wie 2015, als sich Zanetti im zweiten Durchgang
deutlich gegen den SVP-Kandidaten Walter Wobmann durchzusetzen vermocht hatte.
Die FDP gab nach dem enttäuschenden Abschneiden ihres Kandidaten keine
Empfehlung für den zweiten Wahlgang ab. Auch die CVP empfahl keinen der beiden
Kandidaten, wobei Pirmin Bischof indirekt durchblicken liess, dass er gerne eine
weitere Legislatur mit Zanetti zusammenarbeiten würde. Deutlicher drückte sich der
Präsident der CVP Schweiz, Gerhard Pfister, aus. Er lobte Zanetti und kritisierte die
Solothurner SVP. Die fehlende Unterstützung durch die CVP und die FDP stiess der SVP
sauer auf. Sie bezeichnete die beiden Parteien als «Pseudobürgerliche». 

Auch der zweite Wahlgang brachte keine Überraschung. Roberto Zanetti holte 42'666
Stimmen und distanzierte seinen Konkurrenten Imark (27'243) damit um gut 15'000
Stimmen. Imark erzielte immerhin ein besseres Resultat als sein Parteikollege Wobmann
vor vier Jahren. Die Wahlbeteiligung fiel gegenüber dem ersten Wahlgang (44.2%) um
rund fünf Prozentpunkte und betrug noch 39.3 Prozent. Solothurn wählte somit zum
dritten Mal in Folge Roberto Zanetti und Pirmin Bischof in den Ständerat. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Bei Einführung seiner dringlichen Massnahmen im Bodenrecht sowie bei der
Unterstellung der Hypothekarzinsen unter eine wettbewerbspolitische Kontrolle hatte
der Bundesrat ein Anschlussprogramm in Aussicht gestellt und verschiedene
Arbeitsgruppen mit der Überarbeitung des Bodenrechts, der Wohnungspolitik sowie
einer Analyse des Hypothekarmarktes betraut. Gestützt auf deren Ergebnisse kündigten
die Bundesräte Delamuraz und Koller an einer Pressekonferenz vom 16. September
weitere gesetzliche Massnahmen auf den betreffenden Gebieten an.

Sofort angehen möchte der Bundesrat dabei die Massnahmen, welche in seinem
eigenen Kompetenzbereich liegen. Dazu gehören die Erhebung der Baulandreserven,
die Verwendung von Geldern der beruflichen Vorsorge für Wohneigentum sowie
Bewertungsvorschriften für Grundstücke institutioneller Anleger. Darüber hinaus soll
eine Vernehmlassung zur Änderung des Pfandbrief-, Anlagefonds-, Stempelsteuer- und
Verrechnungssteuergesetzes stattfinden.
Neben dem Übergang zur Marktmiete, mit deren Prüfung eine Expertenkommission
betraut wurde, sieht das bundesrätliche Konzept weitere Massnahmen im Bodenrecht

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1991
DIRK STROHMANN
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vor. Angestrebt wird die Einführung eines unlimitierten Vorkaufsrechts für Mieter und
eines Vorkaufsrechts für Gemeinwesen, die Veröffentlichung der Grundstückspreise
bei Eigentumsübertragungen, die Offenlegung der Eigentumsverhältnisse an
Immobiliengesellschaften sowie die Beibehaltung der Sperrfrist zur Veräusserung
nichtlandwirtschaftlicher Grundstücke.
Mittelfristig – d.h. im Jahr 1993 – sollen nach dem Willen des Bundesrats
vernehmlassungsreife Entwürfe zur Mehrwertabschöpfung, zum Erschliessungsrecht, zu
den Erschliessungsbeiträgen zu Wohnanteilsplänen sowie zur Vereinfachung des
Baubewilligungsverfahrens vorliegen. Für 1994 schliesslich sind Entwürfe für die
Einführung eines Grundbuches als Bodeninformationssystem sowie ein Muster- und
Modellerlass für das kantonale Bau- und Planungsrecht und das kantonale Fiskalrecht
vorgesehen.

Von den Parteien und den betroffenen Interessengruppen wurden die Vorschläge des
Bundesrates mit Zurückhaltung aufgenommen. Einstimmig begrüsst wurde von den
Regierungsparteien einzig die Verwendung von Pensionskassengeldern zur Finanzierung
von Wohneigentum. Dagegen beurteilte die SP den geplanten Übergang zur Marktmiete
als «jenseits von gut und böse», währenddem die FDP und vor allem die SVP –
unterstützt vom Hauseigentümerverband – mit der Einführung des Vorkaufsrechts für
Mieter und Gemeinwesen Mühe bekundeten. Der Mieterverband anerkannte zwar die
ernsthaften Anstrengungen des Bundesrates zu einer besseren Bodennutzung,
vermisste jedoch Massnahmen zur Schaffung oder Erhaltung günstigen Wohnraums. 3

1) AB VB 2018, S. 2263 ff.; TG, 5.12.18; Lib, NZZ, 6.12.18; BaZ, 2.1., 19.1.19; WW, 25.7.19
2) SZ, 15.1., 18.1., 23.3., 29.3., 4.4., 5.4., 9.4., 25.4., 13.7., 20.7., 27.7., 3.8., 10.8., 23.8., 30.8., 25.9., 1.10., 2.10.19; WoZ, 3.10.19;
AZ, SZ, 4.10.19; SZ, 5.10., 7.10., 21.10., 22.10., 23.10., 24.10., 30.10.19; NZZ, SZ, 18.11.19
3) Presse vom 17.9.91; NZZ, 18.9.91;; Zu den dringlichen Massnahmen siehe SPJ 1989, S. 158 ff. und 1990, S. 172 f. resp. 178 f.
(Hypothekarmarkt).;
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